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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

In der Sondersession im Mai 2022 behandelte der Nationalrat die neuste
Mehrwertsteuerrevision, ein «Sammelsurium von Massnahmen» (Schneeberger), die
grösstenteils auf eine Vereinfachung der Mehrwertsteuer abzielten. Daniela
Schneeberger (fdp, BL) und Céline Amaudruz (svp, GE) stellten dem Rat die Vorlage im
Namen der WAK-NR vor. Die Hauptpunkte der Revision waren in der Eintretensdebatte
kaum umstritten, die Fraktionen zeigten sich aber dennoch wenig begeistert von der
Revision: «Zu dieser Mehrwertsteuergesetzrevision haben Sie sich nicht mit grosser
Begeisterung geäussert», merkte denn auch Finanzminister Maurer an. Er wies jedoch
allfällige Kritik an der Vorlage gleich zu Beginn ans Parlament zurück: Der Bundesrat
habe neben minimalen, unumstrittenen Vereinfachungen lediglich vom Parlament
überwiesene Vorstösse umgesetzt. 
Der Nationalrat schuf nur wenige vom bundesrätlichen Entwurf abweichende
Regelungen: Unter anderem verlangte die Regierung aufgrund der Motionen Stöckli (sp,
BE; Mo. 18.4194) und von Siebenthal (svp, BE; Mo. 18.4363), im Ausland bewirkte
Leistungen der Reisebüros von der Mehrwertsteuer auszunehmen. Damit solle «die
administrative Hürde für ausländische Reisebüros» gesenkt und der Schweizer
Tourismus gefördert werden, erklärte Schneeberger. Die Kommissionsmehrheit
beantragte jedoch erfolgreich die Ablehnung der neuen Regelung, um eine
Benachteiligung der Schweizer Reisebüros zu verhindern. Eine Minderheit Aeschi (svp,
ZG) hatte hier überdies die Leistungen von Wiederverkäufern im Tourismusbereich von
der Mehrwertsteuer ausnehmen wollen, fand damit aber keine Mehrheit.
Auch bei den Bereichen, die von der Mehrwertsteuer ausgenommen werden sollen,
setzte sich die Kommissionsmehrheit gegen den Bundesrat durch. Sie wollte neben den
bereits betroffenen Gesundheitseinrichtungen und neu auszunehmenden Leistungen
der koordinierten Versorgung (Motion Humbel: mitte, AG; Mo. 19.3892) auch Leistungen
von Tageskliniken und Ambulatorien von der Mehrwertsteuer befreien. Zudem sollte
auch das Anbieten von Anlagegruppen von Anlagestiftungen gemäss BVG zukünftig nicht
mehr der Mehrwertsteuer unterliegen. Stillschweigend wurden beide Änderungen
angenommen, erstere gegen einen Minderheitsantrag Birrer-Heimo (sp, LU). 
Des Weiteren schlug die Kommissionsmehrheit vor, dass Steuerpflichtige mit
steuerbaren Leistungen unter CHF 250'000 und ohne Wohn- und Geschäftssitz in der
Schweiz ihre Leistungen zukünftig direkt mit der ESTV abrechnen können und nicht wie
bisher eine Vertreterin oder einen Vertreter bestimmen müssen. Eine Minderheit Marti
(sp, BL) sowie Bundesrat Maurer wollten den diesbezüglichen Status quo verteidigen:
Diese Vertretenden dienten der Kommunikation mit den Steuerpflichtigen und seien
nötig, weil amtliche Dokumente nur im Inland zugestellt werden dürfen. Allerdings
folgte der Nationalrat seiner Kommissionsmehrheit. 
Ansonsten wurden zwar zahlreiche Minderheitsanträge diskutiert, von denen blieb
jedoch der Grossteil erfolglos. So schuf der Nationalrat zum Beispiel wie vom Bundesrat
vorgeschlagen die Plattformbesteuerung der Versandhandelsplattformen, wie sie in
der Motion Vonlanthen (damals noch cvp, FR; 18.3540) gefordert worden war. Da deren
Zahl geringer sei als diejenige der Verkäuferinnen und Verkäufer, könnten die
Lieferungen besser zugeordnet und identifiziert werden, erklärte Daniela Schneeberger
für die Kommission. Diese Änderung stiess denn auch nicht auf Widerstand. Vier
Minderheitsanträge Aeschi verlangten jedoch eine Präzisierung der Regelungen, um
eine Ungleichbehandlung der verschiedenen Plattformen sowie der schweizerischen
gegenüber den ausländischen Plattformen zu verhindern. Finanzminister Maurer
empfahl diese Anträge zur Ablehnung, zumal die vom Bundesrat vorgeschlagene
Regelung «sehr komplex» sei und bei Änderungen «vieles aus dem Lot» geraten könne.
Die Minderheitsanträge wurden in der Folge verworfen. Ergänzend definierte der
Nationalrat auf Antrag seiner Kommission den Begriff «elektronische Plattform». 
Ein weiterer umstrittener Aspekt betraf die Besteuerung der Emissionsrechte. Gemäss
Kommissionssprecherin Schneeberger hatte das Bundesgericht in einem Urteil
entschieden, dass der Emissionshandel zu besteuern sei, um Missbrauch zu verhindern.
Daher habe der Bundesrat eine «generelle Bezugsteuerpflicht [unter anderem] bei der
Übertragung von Emissionsrechten» geschaffen. Diesem Vorschlag wollte die
Kommissionsmehrheit folgen, während eine Minderheit Aeschi den Handel mit CO2-
Emissionsrechten von der Mehrwertsteuer ausnehmen wollte: Die CO2-Zertifikate
seien Lenkungsabgaben. Da mit diesen kein Mehrwert geschaffen werde, müssten sie
auch nicht der Mehrwertsteuer unterstellt werden, argumentierte Thomas Burgherr

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.05.2022
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(svp, AG), der zudem einen weiteren Minderheitsantrag zu dieser Frage stellte.
Finanzminister Maurer wehrte sich gegen diese Einschätzung und erachtete den Kauf
von Emissionszertifikaten als «klar definierte Leistung». Auch diese Minderheitsanträge
fanden im Nationalrat keine Mehrheit. 
Diskussionen gab es auch um die zukünftige Möglichkeit für ein Gemeinwesen, «von
ihm ausgerichtete Mittel gegenüber dem Empfänger oder der Empfängerin ausdrücklich
als Subvention oder anderen öffentlich-rechtlichen Beitrag» zu definieren – sofern die
entsprechenden Rahmenbedingungen erfüllt sind. Dies hatte eine Motion der WAK-SR
(Mo. 16.3431) gefordert. So stelle sich «immer die Frage, was eine Subvention» sei,
betonte der Finanzminister. Dadurch, dass die Gemeinwesen dies zukünftig festlegen
könnten, schaffe man in dieser Frage Klarheit. Dies bestritt jedoch eine Minderheit
Aeschi, die bezweifelte, dass die ESTV später entsprechende Klassifizierungen
akzeptieren werde. Wiederum folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit. 
Diskutiert wurde auch über die Frage, welche Güter zum reduzierten Satz besteuert
werden sollen. Der Bundesrat hatte diesbezüglich eine Änderung bei den Artikeln der
Monatshygiene beantragt, wie sie in der angenommenen Motion Maire (sp, NE; Mo.
18.4205) verlangt worden war. Eine Minderheit I Schneeberger wollte auf die Schaffung
dieser zusätzlichen Ausnahme verzichten, während eine Minderheit II Gigon (gp, VD) sie
um Windeln und Einlagen gegen Inkontinenz ergänzen wollte. Beide Anträge blieben
erfolglos, der Nationalrat blieb beim bundesrätlichen Vorschlag. Erfolglos blieb
überdies auch eine Minderheit Friedli (svp, SG) zur Unterstellung der
Beherbergungsleistungen unter den reduzierten Satz anstelle des Sondersatzes.
Insgesamt war in der Beratung lediglich ein Minderheitsantrag erfolgreich, nämlich
derjenige von Markus Ritter (mitte, SG) zur Beschränkung des Vorsteuerabzugs auf die
vom Vorsteuerabzug berechtigten Tätigkeiten. Heute gebe es beim Erwerb von
qualifizierten Beteiligungen einen Vorsteueranspruch «im Rahmen der zum
Vorsteuerabzug berechtigten unternehmerischen Tätigkeiten». Auf zusätzlichen
anderen Tätigkeiten sei jedoch kein solcher Abzug möglich. Durch einen
Änderungsvorschlag der Kommissionsmehrheit entstünde jedoch neu auch auf
Letzteren ein Vorsteueranspruch, was nicht gerechtfertigt sei. Mit 105 zu 77 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) folgte der Nationalrat Ritter in dieser sehr technischen Frage. Die
SVP- und die FDP.Liberale-Fraktion hatten die Version der Kommissionsmehrheit
bevorzugt. 
Stillschweigend hiess die grosse Kammer unter anderem in Übereinstimmung mit einer
weiteren Motion Page (Mo. 17.3657) die Ausnahme der für eine Teilnahme an kulturelle
Anlässe verlangten Entgelte von der Mehrwertsteuer gut. Unbestritten war auch die
Schaffung einer Mithaftung für Mitglieder der geschäftsführenden Organe bei Serien-
Konkursen. Auch die jährliche Abrechnungsmöglichkeit für die Mehrwertsteuer stiess
im Nationalrat nicht auf Widerstand. 
In der Gesamtabstimmung hiess der Nationalrat diese thematisch breite
Mehrwertsteuerrevision mit 129 zu 53 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gut. Sowohl die
ablehnenden Stimmen als auch die Enthaltung stammten von Mitgliedern der SVP-
Fraktion. Zudem nahm der Nationalrat auch die Petitionen von Campax mit dem Titel
«Bloody unfair - runter mit der Tampon-Steuer!» (Pet. 19.2017) und von der
Jugendsession 2017 zur «Überarbeitung der Mehrwertsteuer zu Gunsten der AHV» (Pet.
18.2006) zur Kenntnis. 1

In der Frühjahrssession 2023 begann der Ständerat die Beratung der
Mehrwertsteuerrevision. Die WAK-SR beantragte dabei zahlreiche Differenzen
gegenüber der nationalrätlichen Version. Zu Beginn der Debatte stellte
Kommissionssprecher Ettlin (mitte, OW) klar, dass sich die WAK-SR gegen die
diskutierte Ausweitung der Plattformbesteuerung auf elektronische Dienstleistungen
ausgesprochen habe. Stattdessen habe man eine Motion eingereicht, um die
Auswirkungen einer solchen ausführlich klären zu können. 

Die meisten Aspekte der Vorlage hiess der Ständerat als Zweitrat stillschweigend gut,
etwa die Unterstellung der Produkte der Monatshygiene (z.B. Tampons und Binden)
unter den reduzierten Mehrwertsteuersatz von 2.5 Prozent statt wie bisher 7.7 Prozent
(gemäss der Motion Maire: sp, NE; Mo. 18.4205), die Schaffung der neuen
Plattformbesteuerung (gemäss der Motion Vonlanthen: damals cvp, FR; Mo. 18.3540)
oder die Gleichstellung von Sport- und Kulturvereinen bei der Mehrwertsteuer (gemäss
der Motion Page: svp, FR; Mo. 17.3657). 

Abweichungen gegenüber dem Nationalrat schuf die kleine Kammer jeweils auf Antrag
ihrer Kommission – der sie in allen Anträgen folgte –, beispielsweise bei der Behandlung
von gewinnorientierten Anbietenden im Gesundheitsbereich. In mehreren Punkten war

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.2023
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der Nationalrat zuvor von der bisherigen Regelung, wonach lediglich nicht
gewinnorientierte Unternehmen von der Mehrwertsteuer ausgenommen werden
können, abgewichen. So hatte er etwa auch den Belegärzten in Ambulatorien oder
Tageskliniken erlaubt, ihre Leistungen ohne Mehrwertsteuer abzurechnen, obwohl
diese Gewinne erzielen können. Die Kommissionsmehrheit befürwortete es
diesbezüglich hingegen, bei dem Prinzip zu bleiben, wonach alles, «was Gewinn abwirft,
[...] auch der Mehrwertsteuerpflicht unterliegen» soll, wie es Kommissionssprecher
Ettlin formulierte. Hingegen wich die Kommissionsmehrheit selbst von dieser Regelung
ab, als sie beantragte, dass nicht mehr nur wie bisher die gemeinnützigen
Organisationen der Krankenpflege (konkret die öffentliche Spitex) Betreuungs- und
Begleitungsleistungen mehrwertsteuerbefreit anbieten können sollten, sondern auch
die gewinnorientierten. Sie begründete diesen Entscheid damit, dass es keinen Sinn
mache, dieselben Leistungen je nach Anbietenden unterschiedlich zu besteuern. Eine
Minderheit Sommaruga (sp, GE) lehnte den Bruch mit dem bisherigen Konzept ab und
beantragte die Streichung dieser Neuerung. Finanzministerin Keller-Sutter ergänzte,
dass damit nur eine neue Ungleichbehandlung geschaffen werde, zum Beispiel
gegenüber allen anderen Unternehmen, die Reinigungsleistungen anbieten, aber keine
Spitex-Organisation darstellten. Mit 20 zu 18 Stimmen folgte der Ständerat jedoch
seiner Kommissionsmehrheit. 
Hingegen sträubten sich die Kommissionsmehrheit sowie die kleine Kammer gegen
weitere, vom Nationalrat vorgesehene Ausweitungen der Ausnahmen von der
Mehrwertsteuer im Gesundheitsbereich. So lehnte der Ständerat etwa eine allgemeine
Ausnahme des Zurverfügungstellens von Personal zur Krankenbehandlung oder
Sozialhilfe von der Mehrwertsteuer ab – bisher war eine solche Ausnahme nur religiösen
oder weltanschaulichen, nicht-gewinnorientierten Einrichtungen möglich gewesen.
Auch eine Ausdehnung der Ausnahmen auf alle Leistungen der koordinierten Vorsorge –
auch auf die vom Bundesrat ausgenommenen administrativen Leistungen – hiess die
Mehrheit der WAK-SR nicht gut. 

Differenzen schuf der Ständerat auf Antrag seiner Kommission auch in anderen
Themenbereichen. Bei der Umsetzung der Motionen Stöckli (sp, BE; Mo. 18.4194) und
von Siebenthal (svp, BE; Mo. 18.4363) für eine Ausnahme von ausländischen
Touranbietern von der Schweizer Mehrwertsteuer etwa hatte der Bundesrat
vorgeschlagen, dass Dienstleistungen von Reisebüros am Ort der wirtschaftlichen
Tätigkeit der Reisebüros besteuert werden sollen. Dies sollte sicherstellen, dass
ausländische Reisebüros auch weiterhin Reisen in die Schweiz anbieten, der
Nationalrat hatte die neue Regelung jedoch gestrichen, da sie die Schweizer
Reiseanbietenden benachteiligen würde. Die WAK-SR schlug stattdessen erfolgreich
vor, die Ungleichbehandlung zu beheben, indem auch die Schweizer Anbietenden von
der Mehrwertsteuer befreit werden.
Einen Änderungsantrag stellte die Kommission auch zur Umsetzung der Motion Riklin
(damals cvp, ZH; Mo. 19.3783). So werden heute «sämtliche Hilfsmittel der
Landwirtschaft zum tieferen Satz besteuert», wie der Kommissionssprecher ausführte –
somit also auch Pestizide, die auch in Privatgärten eingesetzt werden. Neu sollen
gemäss Kommission und Ständerat jedoch nur noch umweltfreundliche
Pflanzenschutzmittel dem tieferen Satz unterstehen, womit die Motion erfüllt würde. 
Schliesslich ist es möglich, dass bei der ESTV registrierte und nach der effektiven
Methode abrechnende steuerpflichtige Importeurinnen und Importeure ihre
Mehrwertsteuer nicht am Zoll entrichten und diese später als Vorsteuer zurückfordern
müssen, sondern direkt in der Mehrwertsteuerabrechnung verrechnen können. Dieses
sogenannte Verlagerungsverfahren sollte gemäss Bundesrat neu auch für die
Plattformen gelten. Der Nationalrat wollte es zudem auf alle Importeurinnen und
Importeure ausdehnen, was gemäss WAK-SR jedoch eine Verschiebung von CHF 2.9
Mrd. an Einnahmen auf einen späteren Zeitpunkt, Mehraufwand für die Verwaltung und
die Unternehmen sowie eine Benachteiligung der Binnenwirtschaft bedeuten würde.
Folglich beantragte die Kommission erfolgreich die Streichung der entsprechenden
Ausdehnung durch den Nationalrat.

In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den Entwurf – mit insgesamt 14
Differenzen zum Nationalrat – einstimmig (mit 35 zu 0 Stimmen) an und schrieb
verschiedene ihm zugrunde liegende Vorstösse ab. Jedoch entschied er sich auf Antrag
seiner Kommission, bei der Motion 16.3431 der WAK-SR auf eine Abschreibung zu
verzichten, da man die Grundsatzfrage des Vorstosses, nämlich ob subventionierte
Aufgaben der Mehrwertsteuer unterliegen sollen, noch nicht geklärt habe. 2
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

In der Sommersession 2019 bereinigte das Parlament die Differenzen in der Revision
des Allgemeinen Teils des Sozialversicherungsrechts (ATSG). Der Ständerat beharrte
nicht auf seiner Formulierung der «angemessenen Mehrkosten», sondern stimmte zu,
dass die Versicherungsträger – wie vom Nationalrat gewünscht – die durch
Observationen bei unrechtmässigem Leistungsbezug entstandenen «Mehrkosten» den
Versicherten auferlegen können. Durch das Prinzip der Verhältnismässigkeit in der
Bundesverfassung sei bereits garantiert, dass nur die «angemessenen» Mehrkosten
verlangt werden könnten, erklärte die SGK-SR. Nach der Erklärung von
Kommissionssprecher Hans Stöckli (sp, BE), wonach die Leistungen der IV Personen im
Strafvollzug weiter ausbezahlt werden sollten, weil es eben auch Modelle wie die
Halbgefangenschaft gebe, bei denen Personen weiterhin arbeiten könnten und folglich
auf die IV angewiesen seien, hielt der Ständerat diesbezüglich an seiner Entscheidung
fest. Auf Antrag der SGK-NR stimmte der Nationalrat dieser Entscheidung zwei Tage
später zu und bereinigte somit die letzte Differenz der Vorlage. Mit 143 zu 53 Stimmen
(0 Enthaltungen) respektive 41 zu 0 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) nahm das Parlament
die Revision des ATSG in den Schlussabstimmungen an. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

Krankenversicherung

Im Ständerat empfahl die Kommissionsmehrheit, auf das Geschäft einzutreten und es
anschliessend mit dem Antrag an den Bundesrat zurückzuweisen, eine Lösung mit einer
Lockerung des Vertragszwangs vorzulegen. Eine Minderheit Eder (fdp, ZG) sprach sich
für Nichteintreten aus, eine Minderheit Schwaller (cvp, FR) für eine Ablehnung der
Rückweisung und damit für die noch nicht erfolgte Detailberatung in der Kommission.
Die Mehrheit stellte die Verfassungsmässigkeit des Zulassungsstopps, welcher per
dringliches Bundesrecht eingeführt worden und danach zwei Mal verlängert worden
war, in Frage. Sie befürchtete eine Verschärfung des Mangels an inländischem
Ärztenachwuchs bei einem erneuten Stopp und kritisierte die Unklarheit darüber, ob
die Massnahme in den vergangenen Jahren überhaupt zu Kosteneinsparungen geführt
habe. Nicht zuletzt sei zweifelhaft, ob der im Nationalrat angenommene Einzelantrag
überhaupt mit der Personenfreizügigkeit vereinbar sei, da er ausländische Ärzte
diskriminiere. Die Minderheit Eder erklärte, sie sei mit der Hin-und-Her-Politik der
letzten Jahre nicht mehr einverstanden und wolle endlich eine umfassende Lösung. Sie
wisse dabei verschiedene Parteien und Verbände sowie etliche Kantone hinter sich.
Eine erneute Zulassungsbeschränkung sei ein schlechtes Signal an die jungen Ärztinnen
und Ärzte, laufe dem Grundsatz „ambulant vor stationär“ zuwider und sei
rechtsstaatlich bedenklich. Zudem sei eine konsequente Marktlösung einer erneuten
Regulierung des Angebots vorzuziehen. Die Minderheit Schwaller warnte vor ein bis
zwei zusätzlichen Prämienprozenten, würde das Wachstum der Anzahl Zulassungen
nicht gebremst, und führte aus, einzig die Massnahme eines Zulassungsstopps könne
bereits kurzfristig dagegen wirksam werden. Eintreten wurde schliesslich mit 27 zu 17
Stimmen beschlossen. Beim Rückweisungsantrag ergab sich ein Patt von 22 zu 22
Stimmen. Mit Stichentscheid des Präsidenten Lombardi (cvp, TI) ging das Geschäft zur
Detailberatung an die Kommission. Diese nahm umfassende Abklärungen vor bezüglich
der Verfassungsmässigkeit des Bundesratsentwurfes, der Wirkungen der bisherigen
Zulassungsbeschränkungen und insbesondere der Vereinbarkeit des vom Nationalrat
aufgenommenen Zusatzes mit der Personenfreizügigkeit. Die Gutachten verschiedener
Experten zu letzterem kamen zu widersprüchlichen Ergebnissen. Die Abklärungen
dauerten einige Zeit, womit das ursprüngliche Ziel des Innenministers Berset, den
Zulassungsstopp bereits im April wieder einzuführen, nicht mehr erreicht werden
konnte. Um eine möglichst rasche Beschlussfassung zu erreichen, hatte der Bundesrat
im Vorjahr beschlossen, das Gesetz als dringlich einzustufen. Die Detailberatung im
Ständerat fand in der Sommersession statt. Berset betonte zu Beginn der Debatte, bei
dem 2012 beobachteten Anstieg der Neuzulassungen handle es sich nicht um einen
simplen Aufholeffekt, was daran zu erkennen sei, dass der Anstieg in der ersten
Jahreshälfte 2013 unverändert angehalten habe. Zu reden gab insbesondere die vom
Nationalrat eingefügte Ausnahmebestimmung, wonach Ärzte mit mindestens
fünfjähriger Schweizer Berufserfahrung von der Zulassungspflicht ausgenommen wären.
Die Kommissionsmehrheit sprach sich mit Verweis auf die Personenfreizügigkeit
dagegen aus. Eine Minderheit Rechsteiner (sp, SG) strebte einen Kompromiss an, indem
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sie die Frist auf drei Jahre beschränken wollte und gab an, ein allfälliges Ritzen der
Personenfreizügigkeit angesichts der Vorteile in Kauf nehmen zu wollen. Diese Position
unterlag mit 22 zu 18 Stimmen. Diskutiert wurden auch die Kompetenzen der Kantone
bei der Festlegung der Kriterien für ein Bedürfnis nach Zulassungen von
Leistungserbringern. Eine Minderheit Stöckli (sp, BE) sprach sich für die Version des
Bundesrates aus, wonach die Kantone „anzuhören“ seien. Die Kommissionsmehrheit
verlangte dagegen, der Bund habe die Kriterien mit den Kantonen zusammen
einvernehmlich festzulegen. Die Minderheit begründete ihre Position damit, dass die
Haltungen der Kantone stark auseinandergingen und eine Lösung im Einvernehmen
damit nicht zu finden sei. Die Mehrheit hielt dagegen, die Kantone würden die
Bedürfnisse auf ihrem Gebiet am besten kennen und dürften nicht von der Hauptstadt
aus bevormundet werden. Mit 22 zu 21 Stimmen folgte der Rat der Position der
Mehrheit. In der Gesamtabstimmung sprachen sich 25 Kantonsvertreter für den
Entwurf aus, 15 dagegen. 4

Nachdem der Nationalrat 2013 eine Motion Maire (sp, NE) für ein Verbot von
Telefonwerbung durch Krankenversicherer gegen den Willen des Bundesrats und
wirtschaftsliberaler Stimmen angenommen hatte, befasste sich in der Frühjahrssession
2014 der Ständerat mit dem Geschäft. Die Kommissionsmehrheit sprach sich für eine
Ablehnung aus, da ein Verbot unverhältnismässig und nicht mit der Wirtschaftsfreiheit
zu vereinbaren sei, einseitig nur eine Branche treffe und sich zudem aufgrund der
üblichen Vorgehensweise der Callcenter nur schwer durchsetzen lasse. Das
Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb biete bereits die Möglichkeit, sich vor
unerwünschten Anrufen zu schützen; diese vorhandene gesetzliche Grundlage müsse
vom Seco konsequent durchgesetzt werden. Das zum Zeitpunkt der Beratung noch
nicht verabschiedete neue Gesetz zur Aufsicht über die soziale Krankenversicherung
enthalte nicht zuletzt eine Bestimmung, welche den Bundesrat ermächtigen würde, die
Entschädigung der Vermittlertätigkeit und die Kosten der Werbung zu regeln. Eine
Minderheit Stöckli (sp, BE) sprach sich für die Motion und damit für ein Verbot aus. Sie
argumentierte, wenige Tage vor der Debatte sei die Selbstregulierungsvereinbarung des
Krankenversichererverbands Santésuisse aus kartellrechtlichen Gründen aufgehoben
worden: Der Schutz durch einen Sterneintrag im Telefonbuch wirke nicht, da er kaum
beachtet werde. Zudem sei die Vorgehensweise, um eine Sanktionierung zu erreichen,
für die Versicherten kompliziert. Das von der Gegnerschaft erwähnte Aufsichtsgesetz
sei vom eigenen Rat nach langer Debatte mit diversen Änderungen nur sehr knapp
angenommen und vom Nationalrat noch nicht verabschiedet worden. Schliesslich
sprachen sich 12 Ratsmitglieder für und 24 gegen die Motion aus, womit das Anliegen
erledigt wurde. 5

MOTION
DATUM: 19.03.2014
FLAVIA CARONI

In der Frühjahrssession 2015 nahm sich der Ständerat als Erstrat eines Entwurfs des
Bundesrats zur Änderung des KVG bezüglich Risikoausgleich und Trennung von Grund-
und Zusatzversicherung an.  Diverse Elemente einer Vorlage, welche ursprünglich als
indirekter Gegenvorschlag zur im September 2014 vom Volk abgelehnten Initiative für
eine öffentliche Krankenkasse konzipiert worden war, wurden hierbei aufgenommen.
Der Entwurf strebt eine institutionelle Trennung von Grund- und Zusatzversicherung
sowie eine Verfeinerung des Risikoausgleichs an. Die Idee der Einrichtung eines
Hochrisikopools, welche in der Vernehmlassung besonders kritisiert worden war, war
inzwischen fallengelassen worden. Die Kommissionsmehrheit beantragte
Nichteintreten, eine Minderheit Stöckli (sp, BE) Eintreten. Die Mehrheit argumentierte,
es bestehe kein Handlungsbedarf. Eine Verfeinerung des Risikoausgleichs sei 2014
beschlossen worden und befinde sich in der Umsetzung. Um Geld- und
Informationsflüsse zwischen der Grund- und der Zusatzversicherungsabteilung einer
Krankenkassengruppe zu unterbinden, bestünden im Krankenversicherungsgesetz und
im neuen Aufsichtsgesetz genug Möglichkeiten, und zudem würde das Vorschreiben
einer vollkommenen juristischen Trennung einen starken Eingriff in die
Wirtschaftsfreiheit der Versicherer bedeuten. Die Minderheit hielt dagegen, das neue
Aufsichtsgesetz könne nur dann greifen, wenn es zu einer Finanztransaktion zwischen
den verschiedenen Einheiten einer Versicherungsgruppe komme. Dies sei aber per
Definition nicht möglich, da eine Versicherungsgruppe eine einzige
Rechtspersönlichkeit bilde. Es sei wichtig, auf die Vorlage einzutreten, um
anschliessend den konkreten Umfang der vorzunehmenden Trennung zu diskutieren.
Die bürgerliche Mehrheit des Rates sah dies anders und beschloss mit 24 zu 17 Stimmen
Nichteintreten. 6
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Die kleine Kammer behandelte in der Wintersession 2015 eine Standesinitiative des
Kantons Jura, welche den Kantonen das Recht einräumen wollte, eigene Einheitskassen
für die Krankenversicherung einzurichten. Zuvor hatten beide Kommissionen für
Gesundheit und Soziales dem Anliegen ihre Zustimmung verwehrt. In der gleichen
Debatte wurde auch über eine  Standesinitiative des Kantons Genf, welche ein sehr
ähnliches Anliegen vertrat und in den Kommissionen ebenfalls abgelehnt worden war,
befunden. Eine Minderheit Stöckli (sp, BE) der SGK-SR beantragte, beiden Anliegen
Folge zu geben. Die Befürworterseite betonte, angesichts der Vehemenz, mit der sich
die westschweizer Kantone für eine Systemänderung einsetzten und der breiten
Unterstützung, die entsprechende Anliegen erhalten – die Standesinitiative des Kantons
Jura war aufgrund einer kantonalen Volksinitiative entstanden –, bestehe
Handlungsbedarf. Gemäss Auskunft des BAG sei zur Umsetzung des Vorstosses keine
Verfassungsänderung notwendig, so der Minderheitssprecher. Deshalb gelte es, den
Kantonen die entsprechende Wahlfreiheit zu gewähren. Die Gegnerseite bestritt einen
Handlungsbedarf und wies auf das deutliche Abstimmungsergebnis bei der
Volksinitiative "für eine öffentliche Krankenkasse" im Jahr 2014 hin. Beide Seiten griffen
zudem Argumente für und gegen eine soziale Einheitskasse wieder auf, welche bereits
im besagten Abstimmungskampf verwendet worden waren. Schlussendlich sprachen
sich 9 Ständerätinnen und Ständeräte für die Standesinitiative aus, 28 dagegen, 4
enthielten sich ihrer Stimme. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2015
FLAVIA CARONI

Nachdem beide Kommissionen für soziale Sicherheit und Gesundheit einer
Standesinitiative des Kantons Genf zur Ermöglichung kantonaler Einheitskassen keine
Folge gegeben hatten, beugte sich in der Wintersession 2015 der Ständerat über das
Geschäft. Gleichzeitig behandelte er eine Standesinitiative des Kantons Jura, welche
ein ähnliches Anliegen aufgriff. Der Kanton Genf hatte in der Begründung zu seinem
Vorstoss angegeben, die Abstimmung im Herbst 2014 über die Volksinitiative „für eine
öffentliche Krankenkasse" habe einmal mehr gezeigt, dass die Stimmenden in den
Westschweizer Kantonen die Schaffung einer Einheitskasse für die obligatorische
Krankenpflegeversicherung befürworten würden. Das aktuelle System weise zahlreiche
Schwächen aus, und eine Verbesserung sei kaum abzusehen. Zudem seien die
Genferinnen und Genfer von diesen Schwächen überproportional betroffen, da sie in
der Vergangenheit zu hohe Prämien bezahlt hätten, welche nun nur teilweise
rückerstattet würden. Die allgemeine Unzufriedenheit Genfs mit dem
Krankenversicherungssystem lässt sich an dem Umstand ablesen, dass die vorliegende
Initiative sich in eine Reihe weiterer Standesinitiativen des Kantons zum Thema einfügt.
Eine Minderheit Stöckli (sp, BE) der vorberatenden Kommission beantragte, der
Standesinitiative Folge zu geben. Der Minderheitssprecher führte aus, der Kanton Genf
fordere nicht eine öffentliche Krankenkasse auf kantonalem Gebiet, jedoch eine
einheitliche Kasse, welche auch privatrechtlich organisiert sein könnte, jedoch mehr
Steuermöglichkeiten zulassen würde. Gemäss Auskunft des BAG sei zur Umsetzung des
Vorstosses keine Verfassungsänderung notwendig. Deshalb gelte es, den Kantonen die
entsprechende Wahlfreiheit zu gewähren. Die Standesvertreterin des Kantons Genf
betonte, die Standesinitiative gehe auf einen einstimmigen Entscheid der
Kantonsregierung zurück und sei damit keineswegs ein linker Vorstoss. Vertreter der
Kommissionsmehrheit argumentierten dagegen, in der Sache bestehe kein
Handlungsbedarf. Der beabsichtigte Systemwechsel sei erst kurz zuvor deutlich
abgelehnt worden. Zudem würde die Einrichtung kantonaler Einheitskassen dazu
führen, dass in der Schweiz zwei verschiedene Systeme parallel existieren, was eine
Ungleichbehandlung der Versicherten zur Folge habe. Sowohl auf Befürworter- als auch
auf Gegnerseite wurden zudem Argumentationslinien wieder aufgegriffen, welche sich
auf Kosten und Nutzen eines Einheitskassensystems beziehen und bereits in der
Debatte über die Volksinitiative „für eine öffentliche Krankenkasse" verwendet worden
waren. Schlussendlich stimmten 9 Ständeratsmitglieder für die Standesinitiative, 28
dagegen, 4 enthielten sich der Stimme. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2015
FLAVIA CARONI

Nach einer Vorprüfung durch die Kommission für Soziale Sicherheit und Gesundheit
gelangte die Motion Bischofberger (cvp, AI) zur Anpassung der Franchisen an die
Kostenentwicklung in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung in der
Herbstsession 2016 ins Plenum des Ständerates. Sie löste dort eine längere Debatte aus.
Die Kommissionsmehrheit beantragte die Annahme, eine sozialdemokratische
Minderheit Stöckli (sp, BE) sprach sich gegen den Vorstoss aus. Die Mehrheit
begründete ihren Antrag mit drei Punkten: Erstens stiegen die Kosten in der
Krankenversicherung stärker an als die statischen Franchisen, wodurch sich eine
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Schere zwischen Franchisen und Kosten öffne. Zweitens könne mit einer Erhöhung der
Franchisen ein stärkeres Kostenbewusstsein bei den Versicherten erreicht werden, was
letztlich zu Einsparungen führe. Drittens werde dadurch die Selbstverantwortung
gestärkt und die Wahlfreiheit nicht eingeschränkt. Anders als die Minderheit war die
Kommissionsmehrheit nicht der Ansicht, dass vor einem Beschluss aktuell laufende
Arbeiten des Bundesrates an einem Bericht über die Weiterentwicklung des
Franchisesystems abgewartet werden sollten. Im Gegenteil sollten diese Arbeiten mit
der vorliegenden Motion in die gewünschte Richtung gelenkt werden. Die Minderheit
hielt dagegen, ohne den Bericht sei die Grundlage für einen so weitreichenden
Entscheid derzeit noch nicht gegeben. Der Vorstoss blende die Frage aus, ob höhere
Franchisen für die Versicherten überhaupt tragbar wären – die Prämienverbilligung
helfe dabei nämlich nicht. Bei einer Anpassung der Franchisen an die
Kostenentwicklung würde das Wachstum der Kostenbeteiligung jenes der Nominallöhne
noch stärker übersteigen, als es dies bisher ohnehin schon getan habe. Die Aussage,
eine Anpassung an die Kostenentwicklung sei nicht vorgenommen worden, sei falsch.
Während die höheren Franchisestufen unbestreitbar zu einer Kostendämpfung führten,
sei dies bei einer Anhebung der Minimalfranchise nicht sicher, da diese insbesondere
auch von Personen gewählt wird, die regelmässig eine medizinische Betreuung
benötigen. Um genaueres zu wissen, müsse der bundesrätliche Bericht abgewartet
werden – da ein Abwarten aber abgelehnt worden war, sei auch die Motion abzulehnen.
In der weiteren Debatte betonten die Befürworter, die Kostenbeteiligung sei ein
effektives Mittel gegen den Überkonsum medizinischer Leistungen und für ein
gesundheitsbewussteres Verhalten und der Vorstoss helfe gegen die übermässige
Umverteilung von jüngeren zu älteren Personen in der Krankenversicherung. Dagegen
wurde von links argumentiert, die Kostenbeteiligung der Versicherten sei bereits hoch,
und zwar sowohl betreffend die Franchisen als auch insbesondere betreffend den
Selbstbehalt bei Spitalaufenthalten. Die Motion stelle einen Angriff auf das
Solidaritätsprinzip in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung und letztlich eine
Gefährdung der öffentlichen Gesundheit dar, da ein reelles Risiko bestehe, dass die
finanzschwächsten Versicherten aus Kostengründen auf benötigte medizinische
Behandlungen verzichten würden. Um die Kostenexplosion im Gesundheitswesen zu
bremsen, müsse zum Beispiel bei unnötigen Operationen angesetzt werden, und nicht
als erstes bei der Franchisenhöhe. Der Bundesrat blieb bei seiner bereits zuvor
geäusserten Argumentation und empfahl weiterhin die Ablehnung der Motion. Die
kleine Kammer folgte dem nicht und sprach sich mit 31 zu 12 Stimmen bei einer
Enthaltung für den Vorstoss aus. 9

Im März 2017 behandelte der Ständerat als Zweitrat den Entwurf zu den
parlamentarischen Initiativen Humbel (10.407) und Rossini (13.477) zur finanziellen
Entlastung der Familien bei den Krankenversicherungsprämien. Wie bereits im Erstrat
war auch im Ständerat vor allem die Frage nach den Prämienverbilligungen für Kinder
aus Haushalten mit unteren oder mittleren Einkommen umstritten. Ein
Minderheitsantrag Dittli (fdp, UR) beabsichtigte, die Kantone in der Vergabe ihrer
Prämienverbilligungen nicht weiter einzuschränken und die Höhe der IPV für Kinder bei
50 Prozent zu belassen. So hatten sich die Kantone in der Vernehmlassung gegen
diesbezügliche Änderung ausgesprochen, zumal sie bezweifelten, dass die Mittel, die
sie bei den IPV der Jugendlichen dank deren Entlastung beim Risikoausgleich sparen
können, genug seien, um diese höheren IPV für Kinder zu finanzieren. So rechnete
Roland Eberle (svp, TG) zum Beispiel für den Kanton Thurgau vor, dass eine solche
Änderung in der Tat deutlich höhere Kosten nach sich ziehen würde. Hans Stöckli (sp,
BE) und Gesundheitsminister Berset wiesen jedoch darauf hin, dass diese Erhöhung der
Prämienverbilligungen für Kinder das „Kernstück“ respektive das „Herz“ der Vorlage
seien und sich durch einen Verzicht darauf im Vergleich zu heute kaum etwas ändern
würde. Zudem hätten die Kantone freie Hand bei der Abgrenzung von „unteren und
mittleren Einkommen“. Ganz knapp, mit 22 zu 21 Stimmen (0 Enthaltungen), sprach sich
der Ständerat für eine solche Entlastung der Eltern aus. Nachdem die kleine Kammer
auch bei den übrigen Artikeln keine Differenzen zum Nationalrat geschaffen hatte und
die Vorlage in der Gesamtabstimmung mit 27 zu 9 Stimmen (8 Enthaltungen) deutlich
annahm, war die Vorlage bereit für die Schlussabstimmungen. Dabei blieben
Überraschungen aus, der Nationalrat stimmte diesen Änderungen des KVG mit 192 zu 4
Stimmen (1 Enthaltung) und der Ständerat mit 32 zu 6 Stimmen (7 Enthaltungen) zu. 10
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Im September 2017 hatte Hans Stöckli (sp, BE) eine Motion zur Erhöhung des
Maximalrabatts der Wahlfranchise über CHF 500 von 70 auf 80 Prozent eingereicht.
Dies sollte für die 44 Prozent der Versicherten, die heute die Grundfranchise wählten,
Anreize zu einem Wechsel zur zweittiefsten Franchise schaffen. 
Die Motion wurde in der Frühjahrssession 2018 zusammen mit der Motion Weibel
behandelt und im Rahmen der Motion der SGK-SR diskutiert. Dabei erklärte der
Motionär, dass sein Vorstoss für den Fall einer doppelten Annahme der anderen beiden
Motionen sicherstellen solle, dass zumindest die zweittiefste Franchise zukünftig
rechnerisch sinnvoll sei. Zuvor hatte der Bericht über die Auswirkungen der
Franchisenhöhe auf die Inanspruchnahme medizinischer Leistungen gezeigt, dass sich
lediglich die Grund- und die Maximalfranchise für die Versicherten finanziell lohnen
würden. Eine Erhöhung des Rabatts bei der zweittiefsten Wahlfranchise sei gemäss
dem Motionär im Sinne der SGK-SR, deren Mitglieder sich dafür ausgesprochen hätten,
dass möglichst viele Personen vom Franchisensystem Gebrauch machen würden. Die
Motion orientiere sich am Machbaren, da eine umfassende Überarbeitung des Systems
– wie sich im Anschluss an die Wortmeldung auch zeigte – im Parlament keine
Mehrheiten finden werde, argumentierte der Motionär. Dennoch fand auch dieser
Änderungsvorschlag beim Ständerat keinen Anklang: Die kleine Kammer lehnte die
Motion mit 22 zu 14 Stimmen bei einer Enthaltung ab. 11

MOTION
DATUM: 15.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im April 2018 schlug die Debatte um die Franchisen speziell hohe Wellen, nachdem die
CEO der Krankenversicherung CSS, Philomena Colatrella, in einem Interview mit dem
SonntagsBlick vorgeschlagen hatte, neben anderen Massnahmen auch eine Erhöhung
der Mindestfranchise auf CHF 5'000 bis CHF 10'000 zu prüfen. Dadurch würden die
Prämien stark sinken – gemäss ersten Schätzungen auf CHF 170 pro Monat und Person
–, wodurch bei der Prämienverbilligung Gelder frei würden, um die sozial Schwächeren
bei der Bezahlung der Kosten innerhalb der Franchise zu unterstützen. Dadurch würde
die Eigenverantwortung gestärkt, wodurch wiederum die Gesundheitskosten sinken
würden, erklärte Colatrella. Dieser Vorschlag sorgte bei zahlreichen Akteurinnen und
Akteuren der Gesundheitspolitik für Aufruhr: Eine solche Erhöhung könne sich kaum
jemand leisten, war der Tenor. Für Patientenschützerin Susanne Hochuli würde dieser
Vorschlag das Ende des heutigen Kassensystems darstellen, weil die Kosten der sozialen
Abfederung nicht mehr durch die Prämiengelder bezahlt würden. Barbara Gysi (sp, SG)
befürchtete eine zusätzliche Belastung der sozial Schwächeren und Heinz Brand (svp,
GR) prognostizierte gar einen Volksaufstand. Neben der breiten Kritik wurden aber auch
verständnisvolle Stimmen laut, die eine umfassende Diskussion über alternative Modelle
forderten.

Gleichzeitig beschäftigte sich im Jahr 2018 auch die Politik ausführlich mit dem Thema
der Franchisen. So wurden 2018 neun Geschäfte zu diesem Thema beraten. Der
Nationalrat stimmte drei Motionen der FDP.Liberalen-Fraktion zu, gemäss denen die
Franchisen zukünftig regelmässig angepasst werden (Mo. 16.3110) und die Maximal- (Mo.
16.3111) und Minimalfranchise (Mo. 16.3112) erhöht werden sollen. Gehör im Nationalrat
fanden auch eine Motion Landolt (bdp, GL; Mo. 16.3084) zur Anpassung der
ordentlichen Franchise der OKP von CHF 300 auf mindestens CHF 400 sowie eine
parlamentarische Initiative Borer (svp, SO; Pa.Iv. 15.468) für eine Verlängerung der
Vertragsdauer bei besonderen Versicherungsformen wie Wahlfranchisen von einem auf
drei Jahre. Einer Forderung der SGK-SR zur Beibehaltung der Maximalrabatte bei allen
Wahlfranchisen (Mo. 17.3637) stimmte der Ständerat zu. Damit wollte er verhindern,
dass der Bundesrat die Maximalrabatte der mittleren Franchisen anpasst, wie ein
Bericht zuvor gefordert hatte. Einer ähnlichen Forderung bezüglich der Anzahl
Franchisenstufen (Motion Weibel (glp, ZH; Mo. 15.4222)) stimmte die kleine Kammer
ebenfalls zu. Lediglich eine Motion Stöckli (sp, BE; Mo. 17.3771) mit der gegensätzlichen
Forderung, wonach der Maximalrabatt der Wahlfranchise über CHF 500 von 70 auf 80
Prozent hätte erhöht werden sollen, lehnte er ab. Die Botschaft für eine regelmässige
Anpassung der Franchisen an die Kostenentwicklung (BRG 18.036) legte der Bundesrat
ebenfalls 2018 vor: Damit soll das Verhältnis zwischen Franchisen und Bruttokosten für
die OKP bei 1:12 fixiert werden; steigen die Kosten auf das Dreizehnfache der Franchise,
müsste diese erhöht werden. 12
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Obwohl der Bundesrat bereits Teile der Vorlage in das erste Massnahmenpaket zur
Kostendämpfung eingebaut habe, empfahl die SGK-SR die Motion Brand (svp, GR) zur
Erhöhung der Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Leistungsabrechnung nach
Tarmed im Februar 2019 zur Annahme. Die Forderung einer digitalen Abrechnung im
Tiers payant sei noch nicht erfüllt und solle in das zweite Massnahmenpaket eingebaut
werden, argumentierte Hans Stöckli (sp, BE) in der Frühjahrssession 2019 für die
Kommission. Stillschweigend nahm der Ständerat die Motion an. 13

MOTION
DATUM: 05.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Einen Tag bevor der Ständerat die Bundesratsvorlage zur Anpassung der Franchisen an
die Kostenentwicklung behandelte, hatte die SP bereits verkündet, dass man, falls
nötig, das Referendum gegen das Gesetz ergreifen werde. Die Franchisenerhöhung sei
inakzeptabel, treffe mit den chronisch Kranken und älteren Menschen die Schwächsten
am stärksten und sei deshalb ein Angriff auf die Solidarität, hatte Barbara Gysi (sp, SG)
erklärt.

Von dieser Referendumsdrohung liess sich der Ständerat aber tags darauf in der
Frühjahrssession 2019 nicht beeindrucken. Den Minderheitsantrag Stöckli (sp, BE) auf
Nichteintreten lehnte er mit 28 zu 13 Stimmen ab und nahm die Vorlage in der Folge
nach einer Präzisierung bezüglich der Bruttokosten in der Gesamtabstimmung mit 26 zu
13 Stimmen (2 Enthaltungen) an. Noch in derselben Session akzeptierte der Nationalrat
die Änderungen stillschweigend, sodass die beiden Räte gut eine Woche später zur
Schlussabstimmung schreiten konnten. 

In der Zwischenzeit hatte sich jedoch die Ausgangslage verändert: Zwei Tage vor der
Schlussabstimmung hatte SVP-Fraktionschef Aeschi (svp, ZG) erklärt, die SVP-Fraktion
werde die Vorlage ablehnen. Man wolle nicht einseitig die Prämienzahlenden belasten,
stattdessen müsse ein Gesamtpaket geschaffen werden, in dem auch die anderen
Akteure wie Krankenkassen oder Ärztinnen und Ärzte ihren Beitrag leisten sollten,
erklärte er. In der Ratsdebatte ergänzte Leo Müller (cvp, LU), auch die CVP unterstütze
dieses Projekt nicht und werde sich der Stimme enthalten, zumal sie sich von Anfang an
für eine umfassende – und keine einseitig die Patientinnen und Patienten belastende –
Revision ausgesprochen habe. Dies führte bei den anderen bürgerlichen Parteien zu
Unverständnis. Lorenz Hess (bdp, BE) nervte sich, dass die Ausgangslage nun plötzlich
anders sei, obwohl sich inhaltlich nichts verändert hatte. Sowohl SVP als auch CVP
hatten die Vorlage in der Wintersession 2018 noch geschlossen befürwortet. Beat Walti
(fdp, ZH) sprach von einem «parlamentarische[n] Trauerspiel» und von einem
«durchschaubare[n] und unglaubwürdige[n] Manöver». Roger Nordmann (sp, VD) warf
der SVP vor, vor den eidgenössischen Wahlen das Referendum der SP gegen das Gesetz
und die Debatte zur Franchisenerhöhung verhindern zu wollen, und Balthasar Glättli
(gp, ZH) warf ein, dass es bereits «wahlkämpfelet», und lobte ironisch die «Pirouetten»,
die die SVP drehe. Dem widersprach Thomas Aeschi heftig. Das verfehlte
Gesundheitssystem sei von der SP entworfen worden und unter der Federführung der
damaligen SP-Bundesrätin Ruth Dreifuss unter Jubel der FDP und CVP entstanden. Nur
die SVP habe damals schon prophezeit, was passieren werde – und habe Recht
behalten. Die SVP werde nicht Hand bieten für den Versuch, das verrottete System
durch ein paar «Pflästerli» zu heilen. 
Und so kam es, wie die Vertreterinnen und Vertreter der FDP und der BDP befürchtet
hatten: Mit 101 zu 63 Stimmen lehnte eine Allianz aus SP- und Grünen-Fraktion, einer
Mehrheit der SVP-Fraktion sowie einzelnen Mitgliedern der CVP-Fraktion – der
Grossteil der CVP-Fraktion enthielt sich wie angekündigt der Stimme – die Anpassung
der Franchisen an die Kostenentwicklung ab und versenkte die Vorlage. Dass der
Ständerat – und mit ihm alle fünf SVP-Ständeräte – die Vorlage mit 27 zu 14 Stimmen
annahm, war somit gegenstandslos. Auch die Medien werteten den
Meinungsumschwung bei der SVP und der CVP – ähnlich wie zuvor die
Parlamentarierinnen und Parlamentarier – als «wahltaktisches Manöver»
(Tagesanzeiger). 14
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Das neue Bundesgesetz über die Datenweitergabe der Versicherer in der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung soll präzisieren, zu welchem Zweck und in
welcher Form Krankenversicherungen Daten dem BAG übermitteln müssen. Generell
sollen die Daten aggregiert weitergeben werden, lediglich dort, wo dies nicht ausreicht,
sollen anonymisierte Individualdaten transferiert werden. Bisher erhielt das BAG
anonymisierte Individualdaten über alle Versicherten in der OKP (Efind-Daten) sowie
Daten über Prämien und Behandlungskosten (Efind2). Neu sollen aber auch
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Individualdaten über die Kosten pro Leistungsart und Leistungserbringenden (Efind3),
Medikamente (Efind5) und MiGeL (Efind6) weitergeleitet werden können, wobei letztere
zwei Datensätze ursprünglich nicht Teil dieser Vorlage waren. Eine Minderheit Stöckli
(sp, BE) der SGK-SR hatte jedoch beantragt, sie ebenfalls aufzunehmen. Damit soll die
Kostenentwicklung überwacht sowie Entscheidgrundlagen zu ihrer Eindämmung
entwickelt, eine Wirkungsanalyse sowie Entscheidgrundlagen bezüglich des Gesetzes
und des Gesetzesvollzugs erstellt und die Evaluation des Risikoausgleichs sowie die
Erfüllung der Aufsichtsaufgaben nach dem KVAG ermöglicht werden. Zudem würde die
bisher bestehende Verknüpfung von KVAG und KVG bezüglich der Datenlieferpflicht
gelöst. 

In der Vernehmlassung stiess die Vorlage auf grossen Anklang bei den Kantonen und der
GDK. Einer Mehrheit von ihnen war es wichtig, dass das BAG über die notwendigen
Daten verfügt; wo die aggregierte Form nicht ausreiche, müssten entsprechend
Individualdaten geliefert werden. Nur so sei eine Überprüfung der Wirtschaftlichkeit
und Qualität der Leistungen möglich. Geteilter Meinung waren die Parteien. Die SP
zeigte sich gegenüber der Zielsetzung der Vorlage – der Herstellung von
Verhältnismässigkeit bei der Datenweitergabe – skeptisch, da sie es für unerlässlich
halte, dass der Bund über die notwendigen Daten verfüge. Die CVP begrüsste die
Vorlage weitgehend, während FDP und SVP bezweifelten, dass dem Anliegen des
Initiators mit dieser Vorlage genügend Rechnung getragen werde, da zu viele
Ausnahmen für die Nutzung von Individualdaten gemacht worden seien. Diese Meinung
teilten Curafutura und Santésuisse. Der SGB und das Centre Patronal sowie die
Konsumtenverbände SKS und FRC begrüssten hingegen die Vorlage und betonten, es
brauche diese Angaben zur Verhinderung der Kostensteigerung; die Daten sollten aber
anonymisiert und in genügend grosser Anzahl übermittelt werden, um eine individuelle
Zuordnung verhindern zu können. 

Im August 2019 nahm der Bundesrat Stellung zur Vorlage, die die Kommission nach der
Vernehmlassung ohne materielle Änderungen präsentiert hatte. Er begrüsste die
Bemühungen der Kommission zur Klärung der gesetzlichen Grundlagen, zumal auch die
Expertengruppe zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen Daten im Bereich der OKP
für eine effektive Steuerung durch den Bund als notwendig erachtet habe. Er lobte,
dass der Entwurf durch die Präzisierung der Aufgaben, für welche die Versicherungen
Daten liefern müssen, und durch die Trennung von KVG und KVAG thematisch
kohärenter werde. Die von der Kommissionsmehrheit aufgenommenen Punkte erachte
er dabei als «absolutes Minimum» und beantragte folglich Zustimmung zum Entwurf. Da
ohne die Daten zu Medikamenten und MiGeL aber zahlreiche wichtige Fragen nicht
beantwortet werden könnten, sprach er sich überdies für den Minderheitsantrag aus.
Der Entwurf beschneide aber die Rechte des Bundes gemäss der KVV im Bereich der
Daten zu Tarmed, erklärte er, weshalb er sich vorbehielt, diesbezüglich noch einmal ans
Parlament zu gelangen. 15

In der Sommersession 2019 behandelte der Ständerat als Zweitrat die
Bundesratsvorlage zur Zulassung von Leistungserbringenden. Der Rat beschloss
Eintreten ohne Gegenantrag und schuf in der Folge einige Differenzen zum Nationalrat,
zum Beispiel bezüglich des Ärzteregisters, das die grosse Kammer eingefügt hatte. Hans
Stöckli (sp, BE) erklärte für die Kommission, dass man dieses Register prinzipiell
befürworte, weil es Transparenz schaffe und eine kostendämpfende Wirkung haben
könnte. Man habe aber die Formulierungen zusammen mit dem Bundesamt für Justiz
bereinigt. Hatte der Nationalrat zudem offen gelassen, wie die notwendigen
Sprachfähigkeiten der angehenden Leistungserbringenden getestet werden sollen,
ergänzte die SGK-SR die Vorlage um eine vergleichsweise detaillierte Regelung zu
nötigen Sprachtests. Diese nahm der Ständerat mit 22 zu 17 Stimmen gegen eine
Minderheit Berberat (sp, NE) an, die eine entsprechende Regelung im Rahmen einer
Verordnung befürwortet hätte. Bezüglich der Beschränkung der Anzahl Ärztinnen und
Ärzte entschied sich der Ständerat zudem gegen einen Antrag Hegglin (cvp, ZG), die
Muss-Formulierung des Nationalrats der Kann-Formulierung des Bundesrates
vorzuziehen. Die Situationen in den Kantonen seien zu unterschiedlich, als dass man
alle Kantone zur Einschränkung der Ärztezahl verpflichten könne, erklärte Stöckli. Auch
die Lockerung des Vertragszwangs, das Beschwerderecht bezüglich Ärztehöchstzahlen
für die Versicherer oder die Versichererverbände sowie die Verknüpfung der Vorlage
mit EFAS lehnte der Rat ab. In der Gesamtabstimmung sprach sich der Ständerat mit 33
zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen für die so veränderte Vorlage aus. 16
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In der Herbstsession 2019 beschäftigte sich der Ständerat mit dem Bundesgesetz über
die Datenweitergabe der Versicherer in der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung. Für die Kommission fasste Erich Ettlin (cvp, OW) die
Erarbeitung des Geschäfts und dessen Inhalt zusammen. Erstens solle die Erhebung der
Daten zur Aufsicht über die Versicherungen im KVAG, diejenige zu den Aufgaben nach
KVG jedoch im KVG geregelt werden. Zweitens sollten die Daten wann immer möglich
aggregiert erhoben werden. In gesetzlich geregelten Ausnahmefällen solle die Erhebung
von Individualdaten möglich sein. Eine Problematik, die trotz dieser Regelung weiter
bestehe, betreffe jedoch die Re-Identifizierung von Personen, erklärte Ettlin weiter:
Gemäss EDÖB könne eine solche aufgrund des Detaillierungsgrades, der Einzigartigkeit,
der Akkumulation und der Verknüpfung der Efind-Daten nicht ausgeschlossen werden.
Das BAG stehe diesbezüglich aber in engem Kontakt zum EDÖB und sei dabei, dieses
Risiko zu minimieren. Bei der Detailberatung erklärte der Kommissionssprecher, die
Kommissionsmehrheit halte es für sinnvoller, zuerst die Ergebnisse der mittels Postulat
verlangten Datenstrategie abzuwarten und zu schauen, ob die Daten, welche die
Minderheit ebenfalls in Individualform weitergeben möchte, nicht bereits vorhanden
seien. Dieser Argumentation konnte Minderheitensprecher Hans Stöckli (sp, BE) nichts
abgewinnen. Die Daten für Efind5 und Efind6, also die Daten zu den Medikamenten und
der MiGeL, seien vorhanden; er verstehe darum nicht, welcher Grund wirklich hinter
dieser Argumentation zur Datenstrategie stecke. Zudem könne dasselbe Argument auch
für die Datenbereiche, welche die Mehrheit als Individualdaten liefern wolle, angeführt
werden. Diese zusätzlichen Daten seien dringend nötig, wie ihm der Kanton Bern
verdeutlicht habe. Mit 23 zu 15 Stimmen sprach sich der Ständerat jedoch gegen seinen
Minderheitsantrag aus. Einstimmig nahm der Rat in der Folge den Entwurf der
Kommission an. 17
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In der Wintersession 2020 eröffnete der Ständerat das
Differenzbereinigungsverfahren zum Bundesgesetz über die Datenweitergabe der
Versicherungen in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung. Die SGK-SR
beantragte, die vom Nationalrat gegenüber dem ursprünglichen ständerätlichen
Entwurf geschaffenen Änderungen abzulehnen, etwa bei der Frage, ob das Bundesamt
den Zweck einer Datenlieferung vorgängig bekanntgeben müsse – die Definition der
zulässigen Zwecke der Datenlieferungen sei ja eben genau das Ziel der Vorlage, erklärte
Erich Ettlin (cvp, OW) als Kommissionssprecher und unter Nennung seiner
Interessenbindung als Verwaltungsrat der CSS-Versicherung. In der Folge lehnte die
kleine Kammer den entsprechenden Passus des Zweitrats stillschweigend ab. Zudem
sprach sich der Ständerat gegen eine Ergänzung des Nationalrats aus, wonach die Daten
nur jährlich geliefert werden sollen; zwar sei eine jährliche Datenlieferung geplant, in
Ausnahmesituationen wie einer Pandemie solle sie jedoch häufiger möglich sein.
Bezüglich der Lieferung von Aggregat- oder Individualdaten bestanden unterschiedliche
Konzepte zwischen National- und Ständerat. Der Ständerat sah vor, üblicherweise
Aggregatdaten liefern zu lassen, aber in im Gesetz vorab definierten Ausnahmesituation
auch die Lieferung von Individualdaten zu ermöglichen. Der Nationalrat entschied sich
hingegen für ein anderes Konzept, indem er die Aufzählung der Ausnahmesituationen
des Ständerats als Liste derjenigen Situationen definierte, in welchen Aggregatdaten zu
liefern seien, wie Ettlin erklärte. Gemäss dem Nationalrat sollten somit die Situationen,
in denen überhaupt Daten geliefert werden, gegenüber dem ständerätlichen Vorschlag
deutlich eingegrenzt werden; die Lieferung von Individualdaten sollte zudem nur noch
in Ausnahmesituationen durch Anweisung des Bundesrates, sofern gleichzeitig
verschiedenen Kritierien erfüllt würden, aber nicht mehr in vordefinierten Situationen,
möglich sein. Diesen Konzeptwechsel lehnte der Ständerat ebenfalls ab.
Umstritten war im Rat einzig die Frage, ob aggregierte Daten auch zur Beurteilung und
Überprüfung der Wirtschaftlichkeit und der Qualität der Leistungen im Bereich der
Arzneimittel und den MiGeL verwendet werden sollten. Auf diesen Punkt hatte der
Ständerat in der ersten Behandlungsrunde trotz eines entsprechenden Antrags des
Bundesrates verzichtet, was der Nationalrat in der Folge bestätigt hatte; die Frage war
somit eigentlich bereits vom Tisch. Welche zusätzlichen Daten weitergegeben werden
sollen, solle der Postulatsbericht zu einer «kohärenten Datenstrategie für das
Gesundheitswesen» (Po. 18.4102) zeigen, betonte Ettlin. Eine Minderheit Stöckli (sp, BE)
wollte die entsprechenden Punkte ebenfalls in die Liste der zu liefernden Daten
aufnehmen, da hier die Kostenexplosion besonders gross sei. «Es gilt als gut gehütetes
Geheimnis, weshalb ausgerechnet in diesen beiden Bereichen die vorhandenen Daten
nicht weitergeleitet werden sollen», betonte er. Auch Gesundheitsminister Berset bat
um die Lieferung dieser Daten; ansonsten könnten die Empfehlungen bezüglich MiGeL
mangels Daten nicht erfüllt werden. Dennoch lehnte der Ständerat den
Minderheitsantrag mit 26 zu 13 Stimmen ab. 18
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Gut ein Jahr, nachdem der Nationalrat zahlreiche zentrale Elemente des Pakets 1b des
ersten Massnahmenpakets zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen gestrichen
hatte, setzte sich der Ständerat in der Wintersession 2021 mit dem Projekt
auseinander. Zuvor hatte sich die SGK-SR in zahlreichen zentralen Punkten mit den
Änderungen des Nationalrats einverstanden gezeigt. Eintreten war unbestritten. 

Ein zentraler Aspekt des Projekts stellte das Referenzpreissystem für
patentabgelaufene Arzneimittel dar. Dieses sah vor, dass nur die Medikamentenkosten
bis zu einem Referenzpreis durch die OKP erstattet werden. Wer also die teureren
Originalprodukte statt der Generika kaufen möchte, müsste die Preisdifferenz selbst
bezahlen. Der Nationalrat wollte den Generikaverkauf hingegen durch preisunabhängige
Margen im generikafähigen Arzneimittelmarkt sowie durch eine Vergrösserung des
Preisabstandes fördern. Auch die Kommissionsmehrheit lehnte das
Referenzpreissystem gemäss Kommissionssprecher Ettlin (mitte, OW) ab, da die
Generikadurchdringung in der Schweiz noch zu niedrig sei. Stattdessen wolle man dem
Vorschlag des Nationalrats folgen, mit dem zuerst die Generikadurchdringung erhöht
werden solle. Der Bundesrat wollte am Referenzpreissystem festhalten, schlug jedoch
aufgrund des nationalrätlichen Widerstands eine abgeschwächte Form vor: den
Referenzabzug light. Dabei soll das Referenzpreissystem erst ab drei wirkstoffgleichen
Medikamenten Anwendung finden – in diesen Fällen gebe es keine
Versorgungsprobleme –, zudem soll zwischen Generika und Biosimilars unterschieden
werden  – Letztere werden dem Referenzpreissystem nicht unterstellt. Im Ständerat
präsentierte Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) den bundesrätlichen Vorschlag als
Minderheitenantrag. Sollten durch die erste Version des Referenzpreissystems jährlich
CHF 310 bis 480 Mio. eingespart werden, wären es für die Light-Version CHF 200 bis
400 Mio. und für die nationalrätliche Variante etwa CHF 220 Mio. Mit 24 zu 17 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) sprach sich der Ständerat gegen die Einführung des
Referenzpreissystems light aus und nahm stattdessen den vom Nationalrat
geschaffenen Alternativvorschlag an. Zusätzlich schuf er jedoch auch eine Befähigung
für Ärztinnen und Ärzte, an der Verschreibung des Originalpräparates anstelle eines
Generikums festhalten zu können. Hingegen lehnte der Ständerat die vom Nationalrat
eingeführte Möglichkeit des Parallelimports von Generika wegen Risiken für die
Patientinnen und Patienten einstimmig ab und sprach sich gegen die Motion 19.3202
aus. Stattdessen soll Swissmedic bei der Zulassung von Parallelimporten von
Arzneimitteln zukünftig Vereinfachungen zum Beispiel bei der Kennzeichnung und der
Arzneimittelinformation vornehmen können. 

Auch bei der Steuerung der Kosten durch die Tarifpartner hatte sich der Nationalrat
mehrheitlich gegen die bundesrätlichen Vorschläge ausgesprochen. So wollte der
Bundesrat die Leistungserbringenden und Versicherungen dazu verpflichten, in ihren
Tarifverträgen Massnahmen zur Kostensteuerung vorzusehen. Die
Kommissionsmehrheit wollte dem Bundesrat in diesem Punkt folgen und sprach sich
für eine solche Verpflichtung der Leistungserbringenden und Versicherungen aus,
Kommissionssprecher Ettlin erachtete diese Frage gar als «einen der Kernpunkte dieser
Vorlage». Eine Minderheit Müller (fdp, LU) beantragte hingegen die Streichung dieser
Regelung. Nicht einig waren sich die beiden Lager, ob diese Regelung ohne
Rationierung des Gesundheitsangebots umgesetzt werden könne, ob sie also
verfassungskonform sei. Ein Gutachten von Ueli Kieser, Professor für
Sozialversicherungsrecht an der Universität St. Gallen, verneinte die
Verfassungskonformität, eine Stellungnahme des Bundesamtes für Justiz bejahte sie.
Minderheitssprecher Müller verwies jedoch in erster Linie auf «grundsätzliche[…]
gesetzgeberische[…] Überlegungen» zur Ablehnung dieser Regelung: Man solle diesen
Aspekt zusammen mit der Kostenbremse-Initiative der Mitte-Partei und somit im
Rahmen des zweiten Massnahmenpakets, welches der Bundesrat als indirekten
Gegenvorschlag zu dieser Initiative festgelegt hatte, beraten. 
Ein Einzelantrag Würth (mitte, SG) beantragte stattdessen, den bundesrätlichen
Vorschlag um die auf kantonaler Ebene abgeschlossenen Tarifverträge zu ergänzen. So
finanzierten die Kantone zukünftig aufgrund von EFAS (womöglich) auch einen Teil der
ambulanten Kosten, weshalb sie ebenfalls in die Kostensteuerung einbezogen werden
sollen. Gesundheitsminister Berset wehrte sich gegen die Minderheit Müller: Wichtig sei
aber, dass hier eine Differenz zum Nationalrat geschaffen werde, um die Diskussion zu
dieser Frage weiterführen zu können – auch ein Entscheid für den Antrag Würth sei
somit im Sinne des Bundesrates. Man sei sich einig, dass es eine Kostenentwicklung
gebe – folglich müsse man nun etwas dagegen tun und könne die Klärung dieser
wichtigen Frage nicht auf eine spätere Revision verschieben, betonte er mit Nachdruck.
Selbstverständlich werde man diese Regelung so ausgestalten, dass der Zugang zur
Pflege und die bestmögliche Qualität immer gewährleistet sei. Dennoch setzte sich die
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Kommissionsminderheit mit 20 zu 20 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) und Stichentscheid
von Ratspräsident Hefti (fdp, GL) gegen den Einzelantrag Würth durch, der zuvor dem
Mehrheitsantrag vorgezogen worden war (26 zu 17 Stimmen). Somit müssen die
Tarifvereinbarungen keine Massnahmen zur Kostensteuerung vorsehen. 

Umstritten war wie bereits im Nationalrat auch die Frage, ob den Organisationen der
Versicherungen von nationaler oder regionaler Bedeutung ein Beschwerderecht
gegen Beschlüsse der Kantonsregierungen bezüglich der kantonalen Spitalplanung
zugesprochen werden soll. Der Bundesrat erachtete dies gemäss Kommissionssprecher
Ettlin als notwendig, um ein «gewisses Gleichgewicht der Kräfte» herzustellen. Dies sei
aufgrund der Kostenfolgen dieser Entscheide für die Versicherten nötig. Die
Kommissionsmehrheit sprach sich denn auch für ein solches Beschwerderecht aus,
obwohl die GDK dagegen votiert hatte. Minderheitensprecher Stöckli (sp, BE) erinnerte
die Mitglieder der Kantonskammer hingegen daran, dass die Kantone verfassungsmässig
für die Gesundheitsversorgung verantwortlich seien. Zudem könnten die Verbände mit
dieser Regelung Volksentscheide umstossen. Schliesslich könne ein Eingriff in die
Planungsarbeit der Kantone die Gesundheitskosten aufgrund der Verfahren,
Verzögerungen und Rechtsunsicherheiten gar erhöhen. Mit 18 zu 18 Stimmen und
erneutem Stichentscheid von Ratspräsident Hefti sprach sich der Ständerat für das
Beschwerderecht der Versicherungen aus. 

Nicht einverstanden zeigte sich die SGK-SR zur Erleichterung des Gesundheitsministers
schliesslich mit dem Vorschlag des Nationalrats, Versicherungen 25 Prozent der
Einsparungen, die sie aufgrund von günstigeren Tarifvereinbarungen mit den
Leistungserbringenden erzielt haben, zur freien Verfügung zu stellen. Damit würde das
Gewinnverbot in der Grundversicherung gekippt, dieses dürfe aber gemäss
Kommissionssprecher Ettlin «nicht angetastet werden». So wären dadurch auch kaum
Kosteneinsparungen möglich, vielmehr würde dies ein Widerspruch zu verschiedenen
anderen Artikeln des KVG darstellen. Gesundheitsminister Berset lobte diese Haltung,
zumal die Zustimmung zum Nationalrat «vraiment un changement de principe
extrêmement important dans l'assurance obligatoire des soins» darstellen würde.
Stillschweigend folgte der Ständerat seiner Kommission in diesem Punkt und schuf
damit eine weitere Differenz zum Nationalrat. 

Mit 25 zu 10 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) nahm die kleine Kammer schliesslich den
Entwurf an, die ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der SP und der
Grünen und von einem Mitglied der Mitte. 19

In der Herbstsession 2022 behandelte der Ständerat das Bundesgesetz über die
Regulierung der Versicherungsvermittlertätigkeit. Eintreten war unbestritten.
Diskutiert wurde jedoch insbesondere über die vom Nationalrat eingefügte
Unterscheidung zwischen internen und externen Vermittelnden bei der Ausbildung und
der Einschränkung der Entlöhnung. Die SGK-SR hatte mit 6 zu 5 Stimmen empfohlen,
dem nationalrätlichen Vorschlag zu folgen und die Regelung der Ausbildung und
Entlöhnung von Personen, die mit einem Arbeitsvertrag an eine Versicherung gebunden
sind, nicht einzuschränken. Für die Kommissionsmehrheit erklärte Erich Ettlin (mitte,
OW), dass eine Unterscheidung zwischen internen Vermittlerinnen und Vermittlern, die
Akquise machen, und solchen, die bestehende Kundinnen und Kunden beraten,
schwierig sei. Eine Minderheit Stöckli (sp, BE) verlangte, die entsprechenden
Regelungen sowohl für externe wie interne Vermittelnde zu erlassen.
Minderheitensprecher Stöckli kritisierte den Mehrheitsantrag denn auch deutlich:
Diese Unterscheidung stelle ein «Schlupfloch» für die Versicherungen dar, zumal
mehrere Krankenkassen in den letzten Monaten damit begonnen hätten, solche bisher
externen Vermittlerunternehmen zu kaufen und «in die Versicherungsgruppe [zu]
integrier[en]». Über solche Käufe hatten zuvor auch verschiedene Zeitungen berichtet.
Hinzu komme, dass durch eine solche Regelung Ungleichheiten zwischen den grossen
und kleineren Versicherungen geschaffen würden, da Letztere keine finanziellen
Möglichkeiten für solche Käufe hätten. Schliesslich bestehe bereits eine umfassende
Definition der Vermittelnden im VAG; dort sei als Vermittlerin oder Vermittler
eingestuft, «wer Kontakt hat zu Leuten, die eine Versicherung abschliessen wollen».
Und auch in der KVAV sei keine entsprechende Unterscheidung zwischen internen und
externen Personen gemacht worden, ergänzte später auch Gesundheitsminister Berset.
Schliesslich sei es für die Bevölkerung irrelevant, ob die entsprechenden Telefonate von
internen oder externen Vermittelnden durchgeführt würden. 
Damian Müller (fdp, LU) wies hingegen darauf hin, dass die Branchenvereinbarung
bisher nur für externe Vermittelnde gelte und diese Definition folglich nicht erweitert
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werden solle. Mit 21 zu 19 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) setzte sich die Minderheit
knapp durch und der Ständerat verzichtete auf die Schaffung dieser Unterscheidung.

Daneben wurde darüber diskutiert, ob – wie es die Kommissionsmehrheit beabsichtigte
– eine Regelung geschaffen werden soll, wonach der Bundesrat die Versicherungen vor
der Allgemeinverbindlichkeitserklärung der Branchenvereinbarungen anhören muss.
Man wolle diese «Zusatzschlaufe», die gemäss Verwaltung «keine grosse Sache» sei,
einführen, bevor der Bundesrat eine «so einschneidende [...] Erklärung» vornehmen
könne, begründete Kommissionssprecher Ettlin den Antrag. Eine Minderheit Carobbio
Guscetti (sp, TI) sowie der Gesundheitsminister plädierten dafür, auf diese neue
Regelung zu verzichten, zumal bereits gemäss Vernehmlassungsgesetz entsprechende
Anhörungen nötig seien. Mit 26 zu 12 Stimmen (bei 1 Enthaltung) stimmte der Ständerat
jedoch der neuen Regelung zu. 

Schliesslich stellte sich die Frage, ob die neuen Regelungen nur im KVAG, also nur in der
Grundversicherung, oder auch im VAG und somit in den Zusatzversicherungen
verankert werden sollen. Hier plädierte die Kommissionsmehrheit dafür, auch gleich
den Zusatzversicherungsbereich zu regeln, eine Minderheit Germann (svp, SH)
bevorzugte die Einschränkung der Regelung auf den Krankenkassenbereich. Erich Ettlin
erachtete eine umfassende Lösung als nötig, weil die Prämienzahlenden keinen
Unterschied darin machen würden, ob sie Anrufe von Krankenkassen oder
Zusatzversicherungen erhielten. Bundesrat Berset erinnerte überdies daran, dass die
Versicherungen selbst zugunsten der Transparenz und Kohärenz eine einheitliche
Regelung wünschten. Minderheitensprecher Germann verwies hingegen auf die
unterschiedlichen Wettbewerbssituationen der beiden Bereiche, welche
unterschiedliche Regelungen bedingen würden. Da die Branche zudem bereits grosse
Fortschritte gemacht habe, brauche es die Regelung im VAG nicht. Schliesslich habe die
WEKO den Einbezug der Zusatzversicherungen im Rahmen der ursprünglichen Motion
gerügt und man habe bei Annahme der Motion versprochen, deren Situation nochmals
zu überprüfen. Mit 25 zu 19 Stimmen folgte der Ständerat der Kommissionsmehrheit,
gemäss welcher also beide Bereiche geregelt werden sollten. 

In der darauf folgenden Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den Entwurf zum
Bundesgesetz über die Regulierung der Versicherungsvermittlertätigkeit mit 32 zu 11
Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. Die ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der
FDP.Liberalen-, der SVP- und der Mitte-Fraktion. 20

In der Wintersession 2022 setzte sich der Ständerat erstmals mit dem Entwurf für eine
einheitliche Finanzierung der Leistungen im ambulanten und stationären Bereich
auseinander und nahm dabei verschiedene gewichtige Änderungen am Entwurf vor. Der
Rat folgte dabei überall seiner Kommissionsmehrheit, deren Position Erich Ettlin (mitte,
OW) darlegte.

Die zentrale Änderung gegenüber der nationalrätlichen Version stellte der Einbezug der
Pflegefinanzierung in EFAS dar, wie ihn die Kantone ausdrücklich gefordert hatten. Der
Nationalrat hatte einen solchen noch abgelehnt, da die dafür nötigen Informationen,
etwa zur Kostentransparenz, erst beschafft werden müssten. Um unter anderem diesen
fehlenden Informationen Rechnung zu tragen, soll die Pflegefinanzierung gemäss
Vorschlag der SGK-SR jedoch erst nach sieben Jahren integriert werden.
Stillschweigend folgte der Ständerat seiner Kommission in dieser zentralen Frage. 
Doch auch allgemein will sich der Ständerat bei der Umsetzung von EFAS Zeit lassen, so
sollen erst drei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes die ersten Umstellungen erfolgen,
wobei während der anschliessenden vier Jahre die Anteile der Kantone langsam
gesteigert werden – sieben Jahre nach Inkrafttreten sollen demnach die
Kostenbeteiligungsziele der Kantone erfüllt sein. Minderheiten von Marina Carobbio
Guscetti (sp, TI) und Josef Dittli (fdp, UR), welche eine Umsetzungszeit von neun Jahren
respektive einen vom Bundesrat festzulegenden Spielraum zwischen sieben und neun
Jahren forderten, fanden keine Mehrheit. 

Als Reaktion auf den Einbezug der Pflegefinanzierung legte die kleine Kammer den
Kantonsbeitrag an die ambulanten und stationären Kosten auf 26.9 Prozent fest – der
Nationalrat hatte ohne Pflegefinanzierung einen Beitrag von 25.5 Prozent vorgesehen.
Damit wird der Kantonsbeitrag proportional zu den entstandenen Kosten bemessen und
soll lediglich die Nettoleistungen berücksichtigen. Eine Minderheit Hegglin (mitte, ZG)
hatte beantragt, auf die Bruttokosten abzustellen. Der Kantonsbeitrag wäre demnach
aufgrund der gesamten Leistungen ohne Franchisen oder Selbstbehalt berechnet
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worden. So befürchtete Minderheitensprecher Hegglin, dass Personen mit hohen
Franchisen bei Berücksichtigung der Nettobeträge benachteiligt würden und die
Versicherungen die Prämien für hohe Franchisen zukünftig erhöhen müssten, weil sich
die Kantone stärker an den Kosten von Personen mit tiefen Franchisen beteiligten. Die
Kommissionsmehrheit und der Bundesrat erachteten es allerdings als eine – wohl sogar
verfassungsrechtlich – unzulässige Ungleichbehandlung, wenn sich die Kantone an den
Kosten von Franchisen und Selbstbehalten beteiligten, nicht aber die Versicherungen.
Mit 28 zu 11 Stimmen folgte der Ständerat seiner Kommissionsmehrheit und lehnte
damit auch den von der Minderheit vorgeschlagenen tieferen Kantonsbeitrag von 24.1
Prozent der Bruttokosten ab.

Als weiteren zentralen Punkt stärkte der Ständerat die Position der Kantone bezüglich
Datenzugang und Steuerungsmöglichkeiten. Bisher verfügten die Kantone über
sämtliche jährlich anfallenden 1.3 Mio. Rechnungen der stationären Behandlungen – da
sie diese mitfinanzierten. Da sie neu aber auch die ambulanten Leistungen
mitfinanzieren werden, verlangten sie zusätzlich Zugang zu den 130 Mio. Rechnungen
der ambulanten Behandlungen. Dies lehnten jedoch die Versicherungen ab, da sie eine
Verlängerung der Zahlungsverfahren befürchteten. Nach einem runden Tisch des BAG
schlug die Kommissionsmehrheit vor, dass die Kantone weiterhin nur die
Originalrechnungen des stationären Bereichs erhalten, eine Minderheit Stöckli (sp, BE)
wollte jedoch den Kantonen auch Zugang zu aggregierten Daten zur Kostenentwicklung
gewähren. Man solle die «Stellung der Kantone nicht unzulässig herabminder[n]» und
ihnen Zugang zu denjenigen Daten geben, die sie für ihre vielen Aufgaben benötigen,
verlangte er. Mit 22 zu 20 Stimmen lehnte der Ständerat diese Ergänzung jedoch knapp
ab. Generell sollen die Kantone somit eine Wohnsitzkontrolle und eine formale Prüfung
der stationären Leistungen vornehmen können, jedoch keine Prüfung der WZW-
Kriterien. 
Hingegen verbesserte der Ständerat die Steuerungsmöglichkeiten der Kantone, unter
anderem durch eine neue Zulassungssteuerung bei nichtärztlichen
Leistungserbringenden – bisher war nur eine Zulassungssteuerung bei ärztlichen
Leistungserbringenden möglich. In Übereinstimmung mit der überwiesenen Motion
20.3914 sollte neu aber zum Beispiel auch bei psychotherapeutischen Leistungen ein
Zulassungsstopp aufgrund eines überdurchschnittlich starken Anstiegs des
Kostenniveaus verglichen mit anderen Kantonen möglich sein. Eine Minderheit Dittli
erachtete dies «weder [als] nötig noch [als] sinnvoll», unter anderem da die
bestehenden «Instrumente der Wirtschaftlichkeitskontrolle und der
Qualitätsentwicklung» für eine Kontrolle der Kosten ausreichten. Mit 23 zu 16 Stimmen
folgte der Ständerat aber seiner Kommissionsmehrheit. 
Gestärkt werden sollte unter anderem auch die Gemeinsame Einrichtung KVG, indem
diese zukünftig die Kantonsbeiträge berechnet, einfordert und die Aufteilung der
Gelder der Kantone an die Versicherungen übernimmt. Neu sollen nach dem Willen des
Ständerates zudem die Kantone darin Einsitz erhalten.

Im Nationalrat sehr umstritten war die Frage nach der Vergütung der Vertragsspitäler,
die bisher bei 45 Prozent durch die Versicherungen lag, während die Listenspitäler
neben den 45 Prozent durch die Versicherungen auch 55 Prozent Vergütung durch die
Kantone erhielten. Die grosse Kammer wollte diese Vergütung der Vertragsspitäler von
45 Prozent auf 73.1 Prozent erhöhen, um den Finanzierungsanteil aus der OKP gleich zu
behalten wie bei den Listenspitälern. Der Ständerat entschied sich hingegen
stillschweigend für den bundesrätlichen Vorschlag, um eine Attraktivitätssteigerung der
Vertragsspitäler und damit eine Einschränkung der Wirksamkeit der Spitalplanung zu
verhindern. 

Abgelehnt wurde schliesslich auch ein Minderheitsantrag Carobbio Guscetti, der
ausdrücklich sicherstellen wollte, dass bei Anstieg der kantonalen Beteiligung die
Kosten für die Prämienzahlenden in gleichem Verhältnis sinken. Bereits bei der
Spitalfinanzierung 2012 sei der erhoffte dämpfende Effekt auf die Prämien
ausgeblieben, mit dieser Regelung solle dieser deshalb sichergestellt werden, forderte
die Minderheitensprecherin – jedoch vergeblich. Mit 30 zu 11 Stimmen lehnte der
Ständerat den Antrag ab, Kommissionssprecher Ettlin hatte argumentiert, dass die
Prämien automatisch sinken müssten, da sie «den Gesundheitskosten eines Kantons
entsprechen müssen».

In der Folge sprach sich die kleine Kammer in der Gesamtabstimmung mit 29 zu 6
Stimmen (bei 5 Enthaltungen) für den Entwurf aus. Die ablehnenden Stimmen und
Enthaltungen stammten hauptsächlich von Mitgliedern der SP- und der Grünen-
Fraktion. 21
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In der Sommersession 2023 lag das Schicksal des indirekten Gegenvorschlags des
Bundesrates zur Prämien-Entlastungs-Initiative der SP in den Händen des Ständerats,
denn bei einem erneuten Nichteintreten wäre der Gegenvorschlag vom Tisch. Wie
bereits bei der ersten Behandlung beantragte die SGK-SR ihrem Rat, auf den Entwurf
einzutreten, während erneut ein Minderheitsantrag auf Nichteintreten vorlag.
Kommissionssprecher Ettlin (mitte, OW) begründete den Antrag auf Eintreten zum
einen mit dem in den letzten Jahren deutlich gesunkenen Anteil der Kantone an den
Prämienverbilligungen zulasten des Bundes – wobei die Kommission dem Ständerat in
der Detailberatung bei den Kosten noch etwas entgegenkommen wolle – und zum
anderen damit, dass man es für zu gewagt halte, «ohne Gegenvorschlag zur Initiative in
eine Volksabstimmung zu gehen». Minderheitensprecher Germann (svp, SH) erachtete
die von der Kommission vorgeschlagenen Korrekturen jedoch als ungenügend, da sie
trotzdem sehr hohe Kosten für die Kantone mit sich bringen würden. Zudem lehnte er
eine Vereinheitlichung bei den Prämienverbilligungen ab, da deren Voraussetzungen
und Ausgestaltung in den Kantonen sehr unterschiedlich sei, und schliesslich störte er
sich daran, dass ein höherer Anteil an Personen mit Prämienverbilligungen den
individuellen Sparanreiz und den Reformdruck im Gesundheitswesen verringere. Im
Unterschied zur Abstimmung ein halbes Jahr zuvor entschied sich der Ständerat dieses
Mal jedoch mit 24 zu 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), auf den Entwurf einzutreten.
Mehrere Mitglieder der FDP- und der Mitte-Fraktion hatten ins Ja-Lager gewechselt,
etwa aus Angst vor einer Abstimmung über die Initiative ohne Gegenvorschlag oder
aufgrund der von der Kommissionsmehrheit vorgeschlagenen Änderungen am Entwurf. 

In der Detailberatung folgte der Ständerat seiner Kommission denn auch bei ihrem
neuen Konzept. Der Nationalrat hatte zuvor die Personen mit Ergänzungsleistungen von
der Berechnung des Anteils mit Prämienverbilligungen unterstützter Personen
ausgenommen – stattdessen sollte sich der Bund zukünftig an der Finanzierung der
Prämienverbilligungen von Personen mit EL beteiligen. Damit würden die Kantone
zusätzlich mehr Personen ohne Ergänzungsleistungen unterstützen, wodurch sich die
Gesamtkosten für Prämienverbilligungen (von Bund und Kantonen, für Personen mit EL
und Personen ohne EL) von jährlich CHF 356 Mio. auf CHF 2.2 Mrd. erhöhen würden.
Diese vom Nationalrat bevorzugte Änderung, im Ständerat eingebracht von einer
Minderheit Stöckli (sp, BE), lehnte die kleine Kammer mit 32 zu 11 Stimmen ab und schuf
so eine erste grosse Differenz zum Erstrat. Zustimmung fand im Ständerat hingegen die
vom Nationalrat ergänzte Festschreibung eines Sozialziels – die Kantone müssen somit
festlegen, wie hoch der Anteil der Prämien am verfügbaren Einkommen maximal sein
darf. Zudem behielt der Ständerat entgegen einer Minderheit Hegglin (mitte, ZG) die
Definition von steuerbarem Einkommen und bezahlten Prämien bei, um zu verhindern,
dass die Kantone durch Definitionsfreiheit in diesen Bereichen das Sozialziel
unterlaufen könnten. Schliesslich entschärfte der Ständerat auf Antrag seiner
Kommissionsmehrheit und entgegen einer Minderheit Stöckli den von den Kantonen
übernommenen Mindestanteil: Der Bundesrat hatte vorgesehen, dass die Kantone bei
Personen, bei denen die Prämien weniger als 10 Prozent des verfügbaren Einkommens
ausmachen, 5 Prozent der Bruttokosten übernehmen müssen – der Ständerat erhöhte
die Prämiengrenze auf 11 Prozent und senkte den zu übernehmenden Anteil auf 3.5
Prozent. Weiterhin sollen die Kantone jedoch bei Prämien von 18.5 Prozent des
verfügbaren Einkommens 7.5 Prozent der Bruttokosten übernehmen – dazwischen
würden die übernommenen Anteile abgestuft. Nachdem der Ständerat die Petition
17.2018 «für einkommensabhängige Krankenkassenprämien» zur Kenntnis genommen
hatte, hiess er den indirekten Gegenentwurf in der Schlussabstimmung mit 26 zu 16
Stimmen (bei 1 Enthaltung) gut. 22

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.05.2023
ANJA HEIDELBERGER

1) AB NR, 2022, S. 714 ff.
2) AB SR, 2023, S.18 ff.
3) AB NR, 2019, S. 1364; AB NR, 2019, S. 883 f.; AB SR, 2019, S. 246 f.; AB SR, 2019, S. 585
4) AB SR, 2013, S. 128 ff., 416 ff.; NZZ, 13.3. und 14.3.13.
5) AB SR, 2014, S. 313 ff.
6) AB SR, 2015, S. 5 ff.; BBl, 2013, S. 7953 ff.; NZZ, 3.3.15
7) AB SR, 2015, S. 1246 ff.; NZZ, 8.10.15; BZ, 10.10.15
8) AB SR, 2015, S. 1246 ff.; NZZ, 8.10.15; BZ, 10.10.15
9) AB SR, 2016, S. 738 ff.; LT, TG, 22.9.16
10) AB NR, 2017, S. 572; AB SR, 2017, S. 130 ff.; AB SR, 2017, S. 306; BZ, CdT, NZZ, TG, 8.3.17
11) AB SR, 2018, S. 243 ff.; AB SR, 2018, S. 246
12) LT, NZZ, TA, TG, 29.3.18; So-Bli, TA, 15.4.18; Blick, LMD, 16.4.18; Blick, LT, LZ, TA, TG, 17.4.18; WW, 19.4.18; LT, 20.4.18; Blick,
LT, TG, 21.4.18; LMD, LT, TG, 24.4.18; LT, 4.6.18; TA, 13.6.18
13) AB SR 2019, S. 35 ff.; Bericht SGK-SR (17.4270) vom 19.2.19
14) AB NR, 2019, S. 325; AB NR, 2019, S. 619 ff.; AB SR, 2019, S. 239; AB SR, 2019, S. 8 ff.; Abstimmungsprotokoll vom 26.11.18;
Blick Online, 20.3.19; Blick, CdT, TA, 5.3.19; BaZ, LT, NZZ, SGT, TA, TG, 6.3.19; So-Bli, 10.3.19; BaZ, SGT, TA, 15.3.19; LT, NZZ, TA,
21.3.19; TA, 22.3.19; CdT, LT, TA, TG, 23.3.19
15) BBl 2019, S. 5397 ff.; BBl 2019, S. 5925 f.; Vernehmlassungsbericht vom 29.4.19
16) AB SR, 2019, S. 247 ff.

01.01.65 - 01.01.24 17ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



17) AB SR, 2019, S. 733 ff.
18) AB SR, 2020, S. 1088 f.
19) AB SR, 2021, S. 1276 ff.
20) AB SR, 2022, S. 781 ff.; TA, 19.9.22; CdT, 21.9.22; NZZ, 29.9.22
21) AB SR, 2022, S. 1114 ff.
22) AB SR, 2023, S. 339 ff.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24 18


